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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 415/2003 DES RATES
vom 27. Februar 2003

über die Erteilung von Visa an der Grenze, einschließlich der Erteilung derartiger Visa an Seeleute
auf der Durchreise

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 62 Nummer 2 Buch-
stabe b) Ziffer ii),

auf Initiative des Königreichs Spanien (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Vorschriften über die Visumerteilung an der Grenze
an Seeleute auf der Durchreise müssen präzisiert und
aktualisiert werden, damit insbesondere an der Grenze
Seeleuten, die dieselbe Staatsangehörigkeit besitzen und
in einer Gruppe reisen, Sammelvisa für die Durchreise
erteilt werden können, sofern der Durchreisezeitraum
begrenzt ist.

(2) Deshalb ist es erforderlich, die Vorschriften des
Beschlusses des Schengener Exekutivausschusses vom
19. Dezember 1996 bezüglich der Visumerteilung an
der Grenze an Seeleute auf der Durchreise (SCH/Com-ex
(96) 27) (3) durch die Vorschriften dieser Verordnung zu
ersetzen. Im Interesse der Klarheit sollten diese
Vorschriften mit den allgemeinen Vorschriften des
Beschlusses des Schengener Exekutivausschusses vom
26. April 1994 bezüglich der Ausstellung von einheitli-
chen Visa an der Grenze (SCH/Com-ex (94) 2) (4), der
auch der Anlage 14 des Gemeinsamen Handbuchs (5)
entspricht, verschmolzen werden. Daher sollten die
genannten Beschlüsse und der Anhang aufgehoben
werden. Das Gemeinsame Handbuch und die Gemein-
same Konsularische Instruktion an die diplomatischen
Missionen und die konsularischen Vertretungen, die von
Berufskonsularbeamten geleitet werden (6), sollten auch
geändert werden, um dieser Verordnung Rechnung zu
tragen.

(3) Die Mitgliedstaaten sollten bei ihrer Entscheidung über
die Gestaltung des in Anhang I genannten gesonderten
Blatts, auf dem das Sammeltransitvisum aufzubringen ist,
der einheitlichen Gestaltung gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 333/2002 des Rates vom 18. Februar 2002 über die
einheitliche Gestaltung des Formblatts für die Anbrin-

gung eines Visums, das die Mitgliedstaaten den Inhabern
eines von dem betreffenden Mitgliedstaat nicht aner-
kannten Reisedokuments erteilen (7), Rechnung tragen.

(4) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss Nr. 1999/
468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der
Modalitäten für die Ausübung der der Kommission über-
tragenen Durchführungsbefugnisse (8) erlassen werden.

(5) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die
Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls über
die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an
der Annahme dieser Verordnung, die für Dänemark
nicht bindend oder anwendbar ist. Da diese Verordnung
den Schengen-Besitzstand nach den Bestimmungen des
Dritten Teils Titel IV des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft ergänzt, beschließt Däne-
mark gemäß Artikel 5 des genannten Protokolls inner-
halb von sechs Monaten nach dem der Rat diese Verord-
nung erlassen hat, ob es sie in sein einzelstaatliches
Recht umsetzt.

(6) Für Island und Norwegen stellt diese Verordnung eine
Weiterentwicklung von Bestimmungen des Schengen-
Besitzstands im Sinne des Übereinkommens zwischen
dem Rat der Europäischen Union sowie der Republik
Island und dem Königreich Norwegen über die Assoziie-
rung der beiden letztgenannten Staaten bei der Umset-
zung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-
Besitzstands (9) dar, die in den in Artikel 1 Buchstabe A
des Beschlusses 1999/437/EG des Rates vom 17. Mai
1999 zum Erlass bestimmter Durchführungsvorschriften
zu jenen Übereinkommen (10) genannten Bereich fallen.

(7) Diese Verordnung stellt eine Weiterentwicklung der
Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an denen
sich das Vereinigte Königreich gemäß dem Beschluss
2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordir-
land, einzelne Bestimmungen des Schengen-Besitzstands
auf sie anzuwenden (11), nicht beteiligt; das Vereinigte
Königreich beteiligt sich daher nicht an der Annahme
dieser Verordnung, die für das Vereinigte Königreich
nicht bindend oder anwendbar ist.
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(8) Diese Verordnung stellt eine Weiterentwicklung der
Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an denen
sich Irland gemäß dem Beschluss 2000/192/EG des
Rates vom 28. Februar 2000 zum Antrag Irlands auf
Anwendung einzelner Bestimmungen des Schengen-
Besitzstands auf Irland (1) nicht beteiligt; Irland beteiligt
sich daher nicht an der Annahme dieser Verordnung, die
für Irland nicht bindend oder anwendbar ist.

(9) Diese Verordnung stellt einen auf den Schengen-Besitz-
stand aufbauenden oder anderweitig damit zusammen-
hängenden Rechtsakt im Sinne des Artikels 3 Absatz 2
des Beitrittsvertrags dar —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) In Abweichung von der allgemeinen Regel, dass Visa
nach Artikel 12 Absatz 1 des am 19. Juni 1990 in Schengen
unterzeichneten Übereinkommens zur Durchführung des
Schengener Übereinkommens von 14. Juni 1985 (2), im
Folgenden „Schengener Durchführungsübereinkommen“
genannt, von den diplomatischen und konsularischen Vertre-
tungen erteilt werden, kann einem Drittstaatsangehörigen, der
beim Überschreiten der Außengrenzen der Mitgliedstaaten im
Besitz eines Visums sein muss, ausnahmsweise an der Grenze
ein Visum erteilt werden, wenn folgende Voraussetzungen
erfüllt sind:

a) Er muss die Voraussetzungen nach Artikel 5 Absatz 1 Buch-
staben a), c), d) und e) des Schengener Durchführungsüber-
einkommens erfüllen,

b) es war ihm nicht möglich, im Voraus ein Visum zu bean-
tragen,

c) er muss gegebenenfalls unter Vorlage von Belegen einen
unvorhersehbaren zwingenden Einreisegrund geltend
machen, und

d) seine Rückreise in den Herkunftsstaat oder die Durchreise in
einen Drittstaat muss gewährleistet sein.

(2) Ein Visum, das bei Vorliegen der in Absatz 1 genannten
Bedingungen an der Grenze erteilt wird, kann je nach Fall
entweder ein Durchreisevisum (Typ B) oder ein Einreisevisum
(Typ C) im Sinne des Artikels 11 Absatz 1 des Schengener
Durchführungsübereinkommens sein, das

a) für alle Mitgliedstaaten gilt, die Titel II Kapitel 3 des Schen-
gener Durchführungsübereinkommens anwenden, oder

b) räumlich beschränkte Gültigkeit gemäß Artikel 10 Absatz 3
des Schengener Durchführungsübereinkommens hat.

In beiden Fällen ist das erteilte Visum nur für eine Einreise
gültig. Die Gültigkeitsdauer solcher Einreisevisa beträgt
maximal 15 Tage. Die Gültigkeitsdauer solcher Durchreisevisa
beträgt maximal 5 Tage.

(3) Ein Drittstaatsangehöriger, der an der Grenze ein Durch-
reisevisum beantragt, muss im Besitz der Visa sein, die für seine
Weiterreise in andere Transitstaaten als Mitgliedstaaten, die
Titel II Kapitel 3 des Schengener Durchführungsübereinkom-
mens anwenden, und für den Bestimmungsstaat erforderlich
sind. Das erteilte Durchreisevisum erlaubt die unmittelbare
Durchreise durch das Hoheitsgebiet des betreffenden Mitglied-
staats oder der betreffenden Mitgliedstaaten.

(4) Einem Drittstaatsangehörigen, der zu einer Kategorie von
Personen gehört, für die zwingend vorgeschrieben ist, eine oder
mehrere Zentralbehörden anderer Mitgliedstaaten zu konsul-
tieren, wird an der Grenze grundsätzlich kein Visum erteilt.

In Ausnahmefällen kann diesen Personen jedoch gemäß Artikel
5 Absatz 2 des Schengener Durchführungsübereinkommens ein
Visum an der Grenze erteilt werden.

Artikel 2

(1) Einem Seemann, der beim Überschreiten der Außen-
grenzen der Mitgliedstaaten im Besitz eines Visums sein muss,
kann an der Grenze ein Durchreisevisum erteilt werden, wenn

a) er die Bedingungen gemäß Artikel 1 Absätze 1 und 3 erfüllt
und

b) er die betreffende Grenze überschreitet, um auf einem
Schiff, auf dem er als Seemann arbeiten wird, anzumustern
oder wieder anzumustern oder von einem Schiff, auf dem er
als Seemann gearbeitet hat, abzumustern.

Das Durchreisevisum wird in Einklang mit den Bestimmungen
des Artikels 1 Absatz 2 erteilt und enthält ferner den Hinweis,
dass der Inhaber Seemann ist.

(2) Seeleuten derselben Staatsangehörigkeit, die in einer
Gruppe von 5 bis 50 Personen reisen, kann an der Grenze ein
Sammelvisum für die Durchreise erteilt werden, sofern jeder
einzelne Seemann der Gruppe die Voraussetzungen nach
Absatz 1 erfüllt.

(3) Vor der Visumerteilung an der Grenze an einen Seemann
oder an Seeleute auf der Durchreise kommen die zuständigen
nationalen Behörden den in Anhang I enthaltenen Weisungen
nach.

(4) Bei der Ausführung dieser Weisungen tauschen die
zuständigen nationalen Behörden der Mitgliedstaaten die erfor-
derlichen Informationen über den betreffenden Seemann oder
die betreffenden Seeleute anhand eines ordnungsgemäß ausge-
füllten Formblatts für Seeleute auf der Durchreise gemäß
Anhang II aus.

(5) Die Anhänge I und II werden gemäß dem Regelungsver-
fahren des Artikels 3 Absatz 2 geändert.
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(6) Dieser Artikel gilt unbeschadet des Artikels 1 Absatz 4.

Artikel 3

(1) Die Kommission wird durch den gemäß Artikel 6 der
Verordnung (EWG) Nr. 1683/95 (1) eingesetzten Ausschuss
unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf zwei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 4

Diese Verordnung berührt nicht die Zuständigkeit der Mitglied-
staaten für die Anerkennung von Staaten und Gebietseinheiten
sowie von Pässen, Identitäts- und Reisedokumenten, die von
deren Behörden ausgestellt werden.

Artikel 5

(1) Folgendes wird aufgehoben:

a) der Beschluss (SCH/Com-ex (94) 2) des Schengener Exeku-
tivausschusses vom 26. April 1994 und

b) der Beschluss (SCH/Com-ex (96) 27) des Schengener Exeku-
tivausschusses vom 19. Dezember 1996.

(2) Die Nummer 5 und die Nummer 5.1 von Teil II des
Gemeinsamen Handbuchs erhalten folgende Fassung:

„Die Vorschriften über die Visumerteilung an der Grenze
sind in der Verordnung (EG) Nr. 415/2003 des Rates vom
27. Februar 2003 über die Erteilung von Visa an der
Grenze, einschließlich der Erteilung derartiger Visa an
Seeleute auf der Durchreise (*), enthalten (siehe Anlage 14).

(*) ABl. L 64 vom 7.3.2003, S. 1.“

(3) Satz 1 der Anlage 14 erhält folgende Fassung:

„Die Vorschriften über die Visumerteilung an der Grenze,
einschließlich der Erteilung derartiger Visa an Seeleute auf
der Durchreise, sind in der Verordnung (EG) Nr. 415/2003
des Rates vom 27. Februar 2003 über die Erteilung von
Visa an der Grenze, einschließlich der Erteilung derartiger
Visa an Seeleute auf der Durchreise, enthalten oder werden
auf deren Grundlage erlassen.“

Der Rest der Anlage 14 wird aufgehoben.

(4) In Teil I Nummer 2.1.4 der Gemeinsamen Konsulari-
schen Instruktion wird am Ende folgender Satz angefügt:

„Abweichend von den vorstehenden Bestimmungen können
Seeleuten gemäß der Verordnung (EG) Nr. 415/2003 des
Rates vom 27. Februar 2003 über die Erteilung von Visa
an der Grenze, einschließlich der Erteilung derartiger Visa
an Seeleute auf der Durchreise (*), Sammelvisa für die
Durchreise erteilt werden.

(*) ABl. L 64 vom 7.3.2003, S. 1.“

Artikel 6

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach
ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen Ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß dem Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Brüssel am 27. Februar 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
M. CHRISOCHOÏDIS

7.3.2003 L 64/3Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) ABl. L 164 vom 14.7.1995, S. 1. Geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 334/2002 (ABl. L 53 vom 23.2.2002, S. 7).



ANHANG I

WEISUNG FÜR DIE ERTEILUNG VON VISA AN DER GRENZE AN VISUMPFLICHTIGE SEELEUTE AUF DER
DURCHREISE

Ziel dieser Weisung ist es, den Informationsaustausch zwischen den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten, die den
Schengen-Besitzstand anwenden, in Bezug auf visumpflichtige Seeleute auf der Durchreise zu regeln. Wird auf der
Grundlage der ausgetauschten Informationen an der Grenze ein Visum ausgestellt, so liegt die Zuständigkeit dafür bei
dem Mitgliedstaat, der das Visum erteilt.

Für die Zwecke dieser Weisung bezeichnet der Ausdruck

„Schengen-Hafen“ einen Hafen, der eine Außengrenze eines Mitgliedstaats, der den Schengen-Besitzstand in vollem
Umfang anwendet, darstellt;

„Schengen-Flughafen“ einen Flughafen, der eine Außengrenze eines Mitgliedstaats, der den Schengen-Besitzstand in
vollem Umfang anwendet, darstellt;

„Schengen-Gebiet“ das Gebiet der Mitgliedstaaten, in dem der Schengen-Besitzstand in vollem Umfang angewendet wird.

I. Anmusterung auf einem Schiff, das in einem Schengen-Hafen liegt oder dort erwartet wird

a) Einreise in das Schengen-Gebiet über einen Flughafen eines anderen Mitgliedstaats, der den Schengen-Besitzstand
in vollem Umfang anwendet:

— Die Reederei oder der Schiffsagent informiert die zuständigen Behörden des Schengen-Hafens, in dem das
Schiff liegt oder erwartet wird, über die Einreise visumpflichtiger Seeleute über einen Schengen-Flughafen. Die
Reederei oder der Schiffsagent unterzeichnet für diese Seeleute eine Garantieerklärung.

— Die genannten zuständigen Behörden überprüfen so bald wie möglich die Richtigkeit der durch die Reederei
oder den Schiffsagenten übermittelten Angaben und untersuchen, ob die übrigen Voraussetzungen für die
Einreise in das Schengen-Gebiet erfüllt sind. Im Rahmen dieser Untersuchung wird auch die Reiseroute im
Schengen-Gebiet überprüft, z. B. anhand der Flugtickets.

— Die zuständigen Behörden des Schengen-Hafens teilen den zuständigen Behörden des Schengen-Einreiseflug-
hafens anhand eines per Fax, E-Mail oder auf anderem Wege übermittelten und ordnungsgemäß ausgefüllten
Formblatts für visumpflichtige Seeleute auf der Durchreise (gemäß Anhang II) das Ergebnis der Überprüfung
mit und geben an, ob auf dieser Grundlage an der Grenze ein Visum grundsätzlich erteilt werden kann.

— Ist das Ergebnis der Überprüfung der vorhandenen Angaben positiv und erweist sich, dass es mit den
Aussagen oder Dokumenten des Seemanns übereinstimmt, so können die zuständigen Behörden des
Schengen-Einreise- oder -Ausreiseflughafens ein Durchreisevisum mit einer Gültigkeit von maximal fünf
Tagen ausstellen. Darüber hinaus wird in diesem Fall das genannte Reisedokument des Seemanns mit einem
Schengen-Einreise- oder -Ausreisestempel versehen und dem betreffenden Seemann ausgehändigt.

b) Einreise in das Schengen-Gebiet über eine Land- oder Seegrenze eines anderen Mitgliedstaats, der den Schengen-
Besitzstand in vollem Umfang anwendet:

— In diesem Fall findet dasselbe Verfahren wie bei der Einreise über einen Schengen-Flughafen Anwendung, mit
dem Unterschied, dass die zuständigen Behörden der Grenzübergangsstelle, über die der betreffende Seemann
in das Schengen-Gebiet einreist, zu unterrichten sind.

II. Abmustern von einem Schiff, das in einen Schengen-Hafen eingelaufen ist

a) Ausreise aus dem Schengen-Gebiet über einen Flughafen eines anderen Mitgliedstaats, der den Schengen-Besitz-
stand in vollem Umfang anwendet:

— Die Reederei oder der Schiffsagent informiert die zuständigen Behörden des besagten Schengen-Hafens über
die Einreise visumpflichtiger abmusternder Seeleute, die das Schengen-Gebiet über einen Schengen-Flughafen
verlassen werden. Die Reederei oder der Schiffsagent unterzeichnet für diese Seeleute eine Garantieerklärung.

— Die zuständigen Behörden überprüfen so bald wie möglich die Richtigkeit der durch die Reederei oder den
Schiffsagenten übermittelten Angaben und untersuchen, ob die übrigen Voraussetzungen für die Einreise in
das Schengen-Gebiet erfüllt sind. Im Rahmen dieser Untersuchung wird auch die Reiseroute im Schengen-
Gebiet überprüft, z. B. anhand der Flugtickets.

— Ist das Ergebnis der Überprüfung der vorhandenen Angaben positiv, so können die zuständigen Behörden ein
Durchreisevisum mit einer Gültigkeit von maximal fünf Tagen erteilen.

b) Ausreise aus dem Schengen-Gebiet über eine Land- oder Seegrenze eines anderen Mitgliedstaats, der den
Schengen-Besitzstand in vollem Umfang anwendet:

— In diesem Fall findet dasselbe Verfahren wie bei der Ausreise über einen Schengen-Flughafen Anwendung.
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III. Ummustern von einem Schiff, das in einen Schengen-Hafen eingelaufen ist, auf ein Schiff, das aus einem
Hafen eines anderen Mitgliedstaats, der den Schengen-Besitzstand in vollem Umfang anwendet, auslaufen
wird

— Die Reederei oder der Schiffsagent informiert die zuständigen Behörden des besagten Schengen-Hafens über die
Einreise visumpflichtiger abmusternder Seeleute, die das Schengen-Gebiet über einen anderen Schengen-Hafen
verlassen werden. Die Reederei oder der Schiffsagent unterzeichnet für diese Seeleute eine Garantieerklärung.

— Die zuständigen Behörden überprüfen so bald wie möglich die Richtigkeit der durch die Reederei oder den
Schiffsagenten übermittelten Angaben und untersuchen, ob die übrigen Voraussetzungen für die Einreise in das
Schengen-Gebiet erfüllt sind. Im Rahmen dieser Untersuchung wird mit den zuständigen Behörden desjenigen
Schengen-Hafens Kontakt aufgenommen, von dem aus die Seeleute das Schengen-Gebiet per Schiff verlassen
werden. Dabei ist zu prüfen, ob das Schiff, auf dem die Seeleute anmustern, im Hafen liegt oder erwartet wird.
Im Rahmen dieser Untersuchung wird auch die Reiseroute im Schengen-Gebiet überprüft.

— Ist das Ergebnis der Überprüfung der vorhandenen Angaben positiv, so können die zuständigen Behörden ein
Durchreisevisum mit einer Gültigkeit von maximal fünf Tagen erteilen.

IV. Erteilung von Sammelvisa an der Grenze an Seeleute auf der Durchreise

— Seeleuten derselben Staatsangehörigkeit, die in einer Gruppe von 5 bis 50 Personen reisen, kann an der Grenze
ein Sammelvisum für die Durchreise ausgestellt werden, das auf einem gesonderten Blatt aufgebracht wird.

— In dieses gesonderte Blatt sind die Personaldaten aller Seeleute (Name(n) und Vorname(n), Geburtsdatum, Staats-
angehörigkeit und Nummer des Reisedokuments), für die das Visum gilt, durchlaufend nummeriert einzutragen.
Die Angaben zum erst- und zum letztgenannten Seemann sind doppelt aufzuführen, um Fälschungen und
zusätzliche Einträge zu verhindern.

— Für die Erteilung dieses Visums sind die in dieser Weisung vorgesehenen Verfahren zur Erteilung von Einzelvisa
an Seeleute einzuhalten.
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ANHANG II
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GENAUE BESCHREIBUNG DES FORMBLATTS

Die ersten vier Punkte beziehen sich auf die Identität des Seemanns.

1. A. Name(n) (1)

B. Vorname(n)

C. Staatsangehörigkeit

D. Rang/Dienstgrad

2. A. Geburtsort

B. Geburtsdatum

3. A. Reisepass-Nr.

B. Ausstellungsdatum

C. Gültigkeitsdauer

4. A. Nr. des Seemannsbuchs

B. Ausstellungsdatum

C. Gültigkeitsdauer.

Der Inhalt der Punkte 3 und 4 wurde aus Gründen der Übersichtlichkeit aufgeteilt, da je nach Staatsangehörigkeit des
Seemanns und je nach Einreisemitgliedstaat ein Reisepass oder ein Seemannsbuch zum Zwecke der Identitätsfeststellung
verwendet werden kann.

Die nächsten vier Punkte beziehen sich auf den Schiffsagenten und das betreffende Schiff.

5. Name des Schiffsagenten (natürliche oder juristische Person, die den Reeder vor Ort in allen Fragen vertritt, die sich
auf die Pflichten des Reeders hinsichtlich der Schiffsausrüstung beziehen)

6. A. Name des Schiffs

B. Flagge (unter der das Handelsschiff fährt)

7. A. Ankunftsdatum des Schiffes

B. Herkunft (Hafen) des Schiffs.

Buchstabe A bezieht sich auf den Tag der Ankunft des Schiffs in dem Hafen, in dem der Seemann anmustert.

8. A. Abfahrtsdatum des Schiffes

B. Bestimmung des Schiffs (der als Nächstes angelaufene Hafen).

Die Nummern 7A und 8A bieten einen Richtwert für die Zeitspanne, die dem Seemann zum Erreichen seines Schiffes
zur Verfügung steht. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Route in bedeutendem Maße von externen und unvorher-
sehbaren Störfaktoren, z. B. Stürme, Havarien usw., beeinflusst wird.

Unter den folgenden vier Punkten ist der Reisezweck und die Endbestimmung des Seemanns anzugeben.

9. Die „Endbestimmung“ ist das endgültige Reiseziel des Seemanns. Es handelt sich entweder um den Hafen, in dem er
anmustert, oder das Land, in das er bei der Abmusterung einreist.

10. Grund des Antrags:

a) Bei der Anmusterung gilt als Endbestimmung der Hafen, in dem der Seemann anmustert.

b) Bei der Ummusterung auf ein anderes Schiff innerhalb des Schengen-Gebiets ist dies ebenfalls der Hafen, in dem
der Seemann anmustert. Eine Ummusterung auf ein Schiff außerhalb des Schengen-Gebiets gilt als Abmusterung.

c) Für die Abmusterung können verschiedene Gründe angegeben werden: Beendigung des Arbeitsverhältnisses,
Arbeitsunfall, dringende familiäre Gründe usw.

11. Beförderungsmittel:

Angabe der Beförderungsmittel für die Durchreise des visumpflichtigen Seemanns durch das Schengen-Gebiet auf
dem Weg zu seiner Endbestimmung. Das Formular sieht drei Möglichkeiten vor:

a) Pkw (oder Bus)

b) Zug

c) Flugzeug.
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12. Datum der Ankunft (im Schengen-Gebiet):

Betrifft in erster Linie einen Seemann, der im ersten Schengen-Flughafen/über die erste Grenzübergangsstelle (da es
nicht immer ein Flughafen sein muss) über eine Außengrenze in das Schengen-Gebiet einreisen will.

Datum der Durchreise:

Es handelt sich um das Datum, an dem der Seemann in einem Schengen-Hafen abmustert und sich in einen anderen
Hafen begibt, der ebenfalls im Schengen-Gebiet liegt.

Datum der Abreise:

Es handelt sich um das Datum, an dem der Seemann in einem Hafen des Schengen-Gebiets abmustert, um ein
anderes Schiff zu erreichen, das sich in einem Hafen außerhalb des Schengen-Gebiets befindet, oder um das Datum,
an dem der Seemann in einem Hafen des Schengen-Gebiets abmustert, um die Rückreise an seinen Wohnsitz
(außerhalb des Schengen-Gebiets) anzutreten.

Zu den drei möglichen Beförderungsarten sollten ferner folgende nähere Angaben gemacht werden, wenn
verfügbar:
a) Pkw, Bus: Kfz-Kennzeichen

b) Zug: Name, Nummer usw.

c) Flugdaten: Datum, Uhrzeit, Flugnummer.

13. Unterzeichnete förmliche Erklärung des Schiffsagenten oder des Reeders, mit der er bestätigt, die Verantwortung für
den Aufenthalt und erforderlichenfalls für die Kosten der Repatriierung des Seemanns zu übernehmen.

Reisen Seeleute in einer Gruppe, so sind die unter 1A bis 4C aufgeführten Angaben von jedem einzelnen Seemann in
das beigefügte Formblatt einzutragen.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 416/2003 DER KOMMISSION
vom 6. März 2003

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 6. März 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 6. März 2003 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestim-
mung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 112,1
204 70,8
212 125,1
624 138,6
999 111,7

0707 00 05 052 135,8
068 135,6
204 74,2
220 209,9
628 151,4
999 141,4

0709 10 00 220 104,7
999 104,7

0709 90 70 052 147,8
204 108,7
999 128,3

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 052 72,7
204 44,8
212 53,6
220 38,5
624 61,9
999 54,3

0805 50 10 052 58,6
600 60,8
999 59,7

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 039 111,1
388 89,6
400 91,4
404 101,0
512 89,0
528 93,1
720 125,1
728 107,5
999 101,0

0808 20 50 388 75,5
512 63,5
528 65,3
999 68,1

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 417/2003 DER KOMMISSION
vom 6. März 2003

zur Abweichung von der Verordnung (EG) Nr. 2535/2001 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates zur Einfuhrregelung für Milch und Milcherzeugnisse

und zur Eröffnung der betreffenden Zollkontingente

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 509/2002 der Kommission (2), insbeson-
dere auf Artikel 29 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Im Rahmen der Kontingente Nr. 09.4086 und 09.4554
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2475/2000 des Rates (3)
und der Verordnung (EG) Nr. 1361/2002 des Rates (4)
über Zugeständnisse in Form von gemeinschaftlichen
Zollkontingenten für bestimmte landwirtschaftliche
Erzeugnisse und über die autonome und befristete
Anpassung bestimmter Zugeständnisse für landwirt-
schaftliche Erzeugnisse gemäß dem Europa-Abkommen
mit Slowenien bzw. Litauen haben die slowenischen und
die litauischen Behörden Veterinärkontrollen vorgesehen,
die gewährleisten, dass das zum Versand in die Gemein-
schaft bestimmte Milchpulver den Bedingungen der
Richtlinie 92/46/EWG des Rates vom 16. Juni 1992 mit
Hygienevorschriften für die Herstellung und Vermark-
tung von Rohmilch, wärmebehandelter Milch und
Erzeugnissen auf Milchbasis (5), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 94/71/EG (6), und der Richtlinie 96/23/EG
des Rates vom 29. April 1996 über Kontrollmaßnahmen
hinsichtlich bestimmter Stoffe und ihrer Rückstände in
lebenden Tieren und tierischen Erzeugnissen und zur
Aufhebung der Richtlinien 85/358/EWG und 86/469/
EWG und der Entscheidungen 89/187/EWG und 91/
664/EWG (7) entspricht.

(2) Wegen der Schwierigkeiten, die sich aus diesen Vete-
rinärkontrollen für Einführer ergeben, die Inhaber von
im ersten Halbjahr 2002 für Einfuhren mit Ursprung in
Litauen erteilten Lizenzen sind, ist die Gültigkeitsdauer
der genannten Lizenzen mit den Verordnungen (EG) Nr.
1333/2002 der Kommission (8) und (EG) Nr. 1925/2002
der Kommission (9) abweichend von der Verordnung
(EG) Nr. 2535/2001 der Kommission (10), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2302/2002 (11),
bis zum 30. September 2002 bzw. 31. Januar 2003
verlängert worden.

(3) Da diese Schwierigkeiten fortbestehen und da außerdem
die von den litauischen und den slowenischen Behörden
durchgeführten Veterinärkontrollen für mehrere Wirt-
schaftsbeteiligte den befristeten Entzug der für Milch-
erzeugnisse erteilten Ausfuhrgenehmigungen zur Folge
hatten, ist die Gültigkeitsdauer der Einfuhrlizenzen, die
im Januar und Juli 2002 im Rahmen des Kontingents
09.4554 für Litauen, und der Einfuhrlizenzen, die im Juli
2002 im Rahmen des Kontingents 09.4086 für Slowe-
nien erteilt worden sind, bis zum 30. Juni 2003 zu
verlängern.

(4) Vor Durchführung der Einfuhren mit Ursprung in Lett-
land im Rahmen des Kontingents Nr. 09.4549 gemäß
der Verordnung (EG) Nr. 1362/2002 des Rates vom 22.
Juli 2002 über Zugeständnisse in Form von gemein-
schaftlichen Zollkontingenten für bestimmte landwirt-
schaftliche Erzeugnisse und über die autonome und
befristete Anpassung bestimmter Zugeständnisse für
landwirtschaftliche Erzeugnisse gemäß dem Europa-
Abkommen mit Lettland (12) haben die Wirtschaftsbetei-
ligten, die Inhaber von Einfuhrlizenzen für das zweite
Halbjahr 2002 sind, repräsentative Untersuchungen des
Milchpulvers vorgenommen. Dabei hat sich herausge-
stellt, dass die gesamten verfügbaren Lagervorräte in
diesem Land mit Chloramphenicol kontaminiert und die
betreffenden Exportfirmen nicht mehr in der Lage
waren, vor Ablauf der Gültigkeitsdauer der Lizenzen die
Mengen zu liefern, für die Verträge geschlossen worden
waren.

(5) Daher ist die Gültigkeitsdauer der im Juli 2002 im
Rahmen des Kontingents Nr. 09.4549 für die Einfuhr
mit Ursprung in Lettland erteilten Einfuhrlizenzen bis
zum 30. Juni 2003 zu verlängern.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Abweichend von Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung
(EG) Nr. 2535/2001 endet die Gültigkeitsdauer der Einfuhrli-
zenzen, die im ersten und zweiten Halbjahr 2002 für die
Einfuhr von in Anhang I Teil B Nummer 9 des Anhangs
derselben Verordnung aufgeführten Erzeugnissen mit Ursprung
in Litauen im Rahmen des Kontingents Nr. 09.4554 erteilt
worden sind, am 30. Juni 2003.
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(2) Abweichend von Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung
(EG) Nr. 2535/2001 endet die Gültigkeitsdauer der Einfuhrli-
zenzen, die im zweiten Halbjahr 2002 für die Einfuhr von in
Anhang I Teil B Nummer 8 des Anhangs derselben Verordnung
aufgeführten Erzeugnissen mit Ursprung in Lettland im
Rahmen des Kontingents Nr. 09.4549 erteilt worden sind, am
30. Juni 2003.

(3) Abweichend von Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung
(EG) Nr. 2535/2001 endet die Gültigkeitsdauer der Einfuhrli-
zenzen, die im zweiten Halbjahr 2002 für die Einfuhr von in

Anhang I Teil B Nummer 10 des Anhangs derselben Verord-
nung aufgeführten Erzeugnissen mit Ursprung in Slowenien im
Rahmen des Kontingents Nr. 09.4086 erteilt worden sind, am
30. Juni 2003.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 6. März 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 418/2003 DER KOMMISSION
vom 6. März 2003

zur Änderung der Verordnung des Rates (EG) Nr. 2368/2002 zur Umsetzung des Zertifikations-
systems des Kimberley-Prozesses für den internationalen Handel mit Rohdiamanten und zur

Berichtigung der Verordnung der Kommission (EG) Nr. 257/2003

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung des Rates (EG) Nr. 2368/2002
vom 20. Dezember 2002 zur Umsetzung des Zertifikationssy-
stems des Kimberley-Prozesses für den internationalen Handel
mit Rohdiamanten (1), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 257/2003 (2), insbesondere auf Artikel 19 Absätze 3
und 6 sowie Artikel 20,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit Artikel 20 der Verordnung (EG) Nr. 2368/2002,
geändert durch die Verordnung des Rates (EG) Nr. 254/
2003 (3), wird die Liste der Teilnehmer am Zertifikati-
onssystem des Kimberley-Prozesses unter Einschluss der
WTO-Mitglieder und getrennten Zollgebiete, welche die
Anforderungen des Systems erfüllen, geändert.

(2) Der Vorsitz des Kimberley-Prozesses und die Teilnehmer
an diesem Prozess haben der Kommission die betref-
fenden Informationen zu den Teilnehmern, darunter
Algerien, Brasilien, Zypern, die Tschechische Republik,
die Republik Kongo, Ungarn, die Demokratische Volks-
republik Korea, Malaysia, Norwegen, Venezuela und die
getrennten Zollgebiete Taiwan, Penghu Kinmen und
Matsu, sowie zusätzliche Informationen im Hinblick auf
andere Teilnehmer übermittelt. Die zusätzlichen Infor-
mationen betreffen China, Hongkong, Ghana, Guinea,
Japan, Laos, Mauritius, Sierra Leone, Thailand, Togo, die
Ukraine, die Vereinigten Arabischen Emirate und
Vietnam. Daher soll Anhang II entsprechend geändert
werden.

(3) Mit Artikel 2 der Verordnung der Kommission (EG) Nr.
257/2003 sollte lediglich die Anwendung von Artikel 1
Absatz 1 auf einen verlängerbaren Dreimonatszeitraum
beschränkt werden. Daher ist eine entsprechende Berich-
tigung von Artikel 2 dieser Verordnung nötig.

(4) Die Maßnahmen gemäß Artikel 2 der Verordnung stehen
mit der Stellungnahme des in der Verordnung (EG) Nr.
2368/2002 Artikel 22 genannten Ausschusses in
Einklang —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 2368/2002 wird hiermit
durch den Anhang der vorliegenden Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Artikel 2 Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 257/2003 wird wie
folgt berichtigt:

„Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung gilt für einen Zeitraum
von drei Monaten ab diesem Tag.“

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung gilt bis zum 12. Mai 2003.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 6. März 2003

Für die Kommission
Christopher PATTEN

Mitglied der Kommission
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ANHANG

„ANHANG II

Liste der Teilnehmer am Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses und der von ihnen gemäß Artikel 2, 3,
8, 9, 12, 17, 18, 19 und 20 benannten zuständigen Behörden

ALGERIEN

ANGOLA

Ministry of Geology and Mines
Rua Hochi Min
Luanda
Angola

ARMENIEN

Department of Gemstones and Jewellery
Ministry of Trade and Economic Development
Yerevan
Armenia

AUSTRALIEN

— Community Protection Section
Australian Customs Section
Customs House, 5 Constitution Avenue
Canberra ACT 2601
Australia

— Minerals Development Section
Department of Industry, Tourism and Resources
GPO Box 9839
Canberra ACT 2601
Australia

BELARUS

Department of Finance
Sovetskaja Str., 7
220010 Minsk
Republic of Belarus

BOTSWANA

Ministry of Minerals, Energy & Water Resources
PI Bag 0018
Gaborone
Botswana

BRASILIEN

Ministry of Mines and Energy
Esplanada dos Ministerios — Bloco ‚U‘ — 3° andar
70065 — 900 Brasilia — DF
Brazil

BURKINA FASO

KANADA

— International:
Department of Foreign Affairs and International Trade
Peace Building and Human Security Division
Lester B Pearson Tower B — Room: B4-120
125 Sussex Drive
Ottawa, Ontario
Canada K1A 0G2

— For specimen of the Canadian KP Certificate:

Stewardship Division
International and Domestic Market Policy Division
Mineral and Metal Policy Branch
Minerals and Metals Sector
Natural Resources Canada
580 Booth Street, 10th Floor, Room: 10A6
Ottawa, Ontario
Canada K1A 0E4

— General Enquiries:

Kimberley Process Office
Minerals and Metals Sector (MMS)
Natural Resources Canada (NRCan)
10th Floor, Area A-7
580 Booth Street
Ottawa, Ontario
Canada K1A 0E4

ZENTRALAFRIKANISCHE REPUBLIK

Independent Diamond Valuators (IDV)
Immeuble SOCIM, 2e étage
BP 1613
Bangui
Central African Republic

CHINA, Volksrepublik

Department of Inspection and Quarantine Clearance
General Administration of Quality Supervision, Inspection and Quaran-
tine (AQSIQ)
9 Madiandonglu
Haidian District
Beijing
People's Republic of China

HONGKONG, Sonderverwaltungsregion der Volksrepublik China

Department of Trade and Industry
Hong Kong Special Administrative Region
People's Republic of China
Room 703, Trade and Industry Tower
700 Nathan Road
Kowloon
Hong Kong
China
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CÔTE D'IVOIRE

KONGO, Demokratische Republik

Centre d'évaluation, d'expertise et de certification (CEEC)
17th floor, BCDC Tower
30th June Avenue
Kinshasha
Democratic Republic of Congo

KONGO, Republik

ZYPERN

TSCHECHISCHE REPUBLIK

Ministry of Finance
Letenska 15
Prague 1
Czech Republic

EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

European Commission
DG/External Relations/A/2
170, Rue de la Loi
B-1040 Brussels
Belgium

GABUN

Ministry of Mines, Energy, Oil and Hydraulic Resources of Gabon
B.P. 576 or 874
Libreville
Gabun

GHANA

Precious Minerals Marketing Company (Ltd)
Diamond House
Kinbu Road
P.O. Box M. 108
Accra
Ghana

GUINEA

Ministry of Mines and Geology
BP 2696
Conakry
Guinea

GUYANA

Geology and Mines Commission
PO Box 1028
Upper Brickdam
Stabroek
Georgetown
Guyana

UNGARN

INDIEN

The Gem & Jewellery Export Promotion Council
Diamond Plaza, 5th Floor 391-A, Fr D.B. Marg
Mumbai 400 004
India

ISRAEL

Ministry of Industry and Trade
P.O. Box 3007
52130 Ramat Gan
Israel

JAPAN

— United Nations Policy Division
Foreign Policy Bureau
Ministry of Foreign Affairs
2-11-1, Shibakoen Minato-ku
105-8519 Tokyo
Japan

— Mineral and Natural Resources Division
Agency for Natural Resources and Energy
Ministry of Economy, Trade and Industry
1-3-1 Kasumigaseki, Chiyoda-ku
100-8901 Tokyo
Japan

KOREA, Volksrepublik

KOREA, Republik

— UN Division
Ministry of Foreign Affairs and Trade
Government Complex Building
77 Sejong-ro, Jongro-gu
Seoul
Korea

— Trade Policy Division
Ministry of Commerce, Industry and Enterprise
1 Joongang-dong, Kwacheon-City
Kyunggi-do
Korea

LAOS, Volksrepublik

Department of Foreign Trade
Ministry of Commerce
Vienetiane
Laos

LIBANON

LESOTHO

Commission of Mines and Geology
P.O. Box 750
Maseru 100
Lesotho

MALAYSIA

Ministry of Trade and Industry
Blok 10, Komplek Kerajaan Jalan Duta
50622 Kuala Lumpur
Malaysia

7.3.2003 L 64/15Amtsblatt der Europäischen UnionDE



MALTA

MAURITIUS

Ministry of Commerce and Co-operatives
Import Division
2nd Floor, Anglo-Mauritius House
Intendance Street
Port Louis
Mauritius

MEXIKO

NAMIBIA

Diamond Commission
Ministry of Mines and Energy
Private Bag 13297
Windhoek
Namibia

NORWEGEN

Ministry of Foreign Affairs
PO Box 8114 Dep.
N-0032 Oslo
Norway

PHILIPPINEN

RUMÄNIEN

RUSSISCHE FÖDERATION

Gokhran of Russia
14, 1812 Goda St.
121170 Moscow
Russia

SIERRA LEONE

Ministry of Mineral Resources
Youyi Building
Brookfields
Freetown
Sierra Leone

SÜDAFRIKA

South African Diamond Board
240 Commissioner Street
Johannesburg
South Africa

SRI LANKA

Trade Information Service
Sri Lanka Export Development Board
42 Nawam Mawatha
Colombo 2
Sri Lanka

SWASILAND

Geological Surveys and Mines Department
Box 9
Mbabane
Swaziland

SCHWEIZ

State Secretariat for Economic Affairs
Export Control Policy and Sanctions
Effingerstraße 1
CH-3003 Berne
Switzerland

TAIWAN, PENGHU, KINMEN UND MATSU, Getrenntes Zollgebiet

Import and Export office
Licensing and Administration
Board of Foreign Trade
Taiwan

TANSANIA

Commission for Minerals
Ministry of Energy and Minerals
PO Box 2000
Dar es Salaam
Tanzania

THAILAND

Ministry of Commerce
Department of Foreign Trade
44/100 Thanon Sanam Bin Nam-Nonthaburi
Muang District
Nonthaburi 11000
Thailand

TOGO

Directorate General — Mines and Geology
B.P. 356
216, Avenue Sarakawa
Lomé
Togo

UKRAINE

— Ministry of Finance
State Gemological Center
Degtyarivska St. 38-44
Kiev 04119
Ukraine

— International Department
Diamond Factory ‚Kristall‘
600 Letiya Street 21
21100 Vinnitsa
Ukraine

VEREINIGTE ARABISCHE EMIRATE

Dubai Metals and Commodities Centre
PO Box 63
Dubai
United Arab Emirates
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VEREINIGTE STAATEN VON AMERIKA

U.S. Department of State
2201 C St., N.W.
Washington D.C.
USA

VENEZUELA

Ministry of Energy and Mines
Apartado Postal No. 61536 Chacao
Caracas 1006
Av. Libertadores, Edif. PDVSA, Pent House B
La Campina — Caraca
Venezuela

VIETNAM

Export-Import Management Department
Ministry of Trade of Vietnam
31 Trang Tien
Hanoi 10.000
Vietnam

SIMBABWE

Principal Minerals Development Office
Ministry of Mines and Mining Development
Private Bag 7709, Causeway
Harare
Zimbabwe“
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VERORDNUNG (EG) Nr. 419/2003 DER KOMMISSION
vom 6. März 2003

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von
Weizen oder Roggen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
bestimmt, dass der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 derselben Verordnung genannten Erzeugnisse
und den Preisen für diese Erzeugnisse in der Gemein-
schaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgegli-
chen werden kann.

(2) Bei der Festsetzung der Erstattungen sind die Faktoren
zu berücksichtigen, die in Artikel 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1501/95 der Kommission vom 29. Juni 1995 mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der Gewährung von
Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der bei
Störungen im Getreidesektor zu treffenden
Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1163/2002 (4), geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1324/2002 (5), aufgeführt sind.

(3) Für Mehle, Grobgrieß und Feingrieß aus Weizen und
Roggen muss die auf diese Erzeugnisse anwendbare
Erstattung unter Berücksichtigung der zur Herstellung
der betreffenden Erzeugnisse notwendigen Getreide-
menge berechnet werden. Diese Mengen sind in der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 festgesetzt worden.

(4) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Unterteilung der
Erstattung für gewisse Erzeugnisse gemäß ihrer Bestim-
mung notwendig machen.

(5) Die Erstattung muss mindestens einmal monatlich festge-
setzt werden. Sie kann innerhalb dieses Zeitraums abge-
ändert werden.

(6) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die gegenwärtige
Lage der Getreidemärkte und insbesondere auf die Notie-
rungen oder Preise dieser Erzeugnisse in der Gemein-
schaft und auf dem Weltmarkt führt zur Festsetzung der
Erstattung in Höhe der im Anhang genannten Beträge.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Buchstaben
a), b) und c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genannten
Erzeugnisse, Malz ausgenommen, in unverändertem Zustand
sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 6. März 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 6. März 2003 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide,
Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag

1001 10 00 9200 — EUR/t —

1001 10 00 9400 — EUR/t —

1001 90 91 9000 — EUR/t —

1001 90 99 9000 C05 EUR/t 0

1002 00 00 9000 C06 EUR/t 0

1003 00 10 9000 — EUR/t —

1003 00 90 9000 C07 EUR/t 0

1004 00 00 9200 — EUR/t —

1004 00 00 9400 C06 EUR/t 0

1005 10 90 9000 — EUR/t —

1005 90 00 9000 C08 EUR/t 0

1007 00 90 9000 — EUR/t —

1008 20 00 9000 — EUR/t —

1101 00 11 9000 — EUR/t —

1101 00 15 9100 C09 EUR/t 14,50

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag

1101 00 15 9130 C09 EUR/t 13,75

1101 00 15 9150 C09 EUR/t 12,50

1101 00 15 9170 C09 EUR/t 11,50

1101 00 15 9180 C09 EUR/t 10,75

1101 00 15 9190 — EUR/t —

1101 00 90 9000 — EUR/t —

1102 10 00 9500 C10 EUR/t 35,60

1102 10 00 9700 C10 EUR/t 28,00

1102 10 00 9900 — EUR/t —

1103 11 10 9200 C11 EUR/t 0 (1)

1103 11 10 9400 C11 EUR/t 0 (1)

1103 11 10 9900 — EUR/t —

1103 11 90 9200 C11 EUR/t 0 (1)

1103 11 90 9800 — EUR/t —

(1) Enthält das Erzeugnis gepressten agglomerierten Grieß, wird keine Erstattung gewährt.

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.

Die übrigen Bestimmungen sind wie folgt festgelegt:
C05 Alle Bestimmungen außer Bulgarien, Estland, Ungarn, Lettland, Litauen, Polen, der Tschechischen Republik, Rumänien, der Slowakei und

Slowenien.
C06 Alle Bestimmungen außer Bulgarien, Estland, Ungarn, Lettland, Litauen, der Tschechischen Republik, der Slowakei und Slowenien.
C07 Alle Bestimmungen außer Bulgarien, Estland, Ungarn, Lettland, der Tschechischen Republik, Rumänien, der Slowakei und Slowenien.
C08 Alle Bestimmungen außer Bulgarien, Estland, Ungarn, der Tschechischen Republik, Rumänien, der Slowakei und Slowenien.
C09 Alle Bestimmungen außer Estland, Ungarn, Lettland, Litauen, Polen und Rumänien.
C10 Alle Bestimmungen außer Bulgarien, Estland, Ungarn, Lettland, Litauen, Polen und Slowenien.
C11 Alle Bestimmungen außer Estland, Ungarn, Lettland, Litauen und Rumänien.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 420/2003 DER KOMMISSION
vom 6. März 2003

zur Festsetzung der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichtigung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aufgrund von Artikel 13 Absatz 8 der Verordnung
(EWG) Nr. 1766/92 wird bei der Ausfuhr von Getreide
aufgrund eines bei Beantragung der Ausfuhrlizenz zu
stellenden Antrags der Erstattungsbetrag, der am Tage
der Vorlage des Antrags auf Erteilung einer Ausfuhrli-
zenz gilt, auf ein Ausfuhrgeschäft angewandt, das
während der Gültigkeitsdauer dieser Ausfuhrlizenz
durchgeführt werden soll. In diesem Fall kann der Erstat-
tungsbetrag berichtigt werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommis-
sion vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestim-
mungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstattungen
und zur Festlegung der bei Störungen im Getreidesektor
zu treffenden Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1163/2002 (4), geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1324/2002 (5), kann für die in
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 genannten Erzeugnisse ein Berichtigungsbe-
trag festgesetzt werden. Dieser Berichtigungsbetrag muss

unter Berücksichtigung der in Artikel 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1501/95 aufgeführten Faktoren berechnet
werden.

(3) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Differenzierung
der Berichtigung gemäß ihrer Bestimmung erforderlich
machen.

(4) Die Berichtigung muss gleichzeitig mit der Erstattung
und nach dem gleichen Verfahren festgesetzt werden; sie
kann zwischenzeitlich abgeändert werden.

(5) Aus den vorgenannten Bestimmungen ergibt sich, dass
der Berichtigungsbetrag entsprechend dem Anhang
dieser Verordnung festgesetzt werden muss.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Betrag, um den die im voraus festgesetzten Erstattungen
bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a), b)
und c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genannten Erzeug-
nisse mit Ausnahme von Malz zu berichtigen sind, ist im
Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 6. März 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 6. März 2003 zur Festsetzung der bei der Erstattung für Getreide anzu-
wendenden Berichtigung

(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung
Laufender
Monat

3

1. Term.

4

2. Term.

5

3. Term.

6

4. Term.

7

5. Term.

8

6. Term.

9

1001 10 00 9200 — — — — — — — —

1001 10 00 9400 — — — — — — — —

1001 90 91 9000 — — — — — — — —

1001 90 99 9000 A00 0 0 0 0 -13,00 — —

1002 00 00 9000 C03 - 20,00 - 20,00 - 20,00 - 20,00 - 20,00 — —

A05 0 0 0 0 -20,00 — —

1003 00 10 9000 — — — — — — — —

1003 00 90 9000 A00 0 0 0 0 -12,00 — —

1004 00 00 9200 — — — — — — — —

1004 00 00 9400 A00 0 - 0,93 - 1,86 - 1,86 — — —

1005 10 90 9000 — — — — — — — —

1005 90 00 9000 A00 0 0 0 0 0 — —

1007 00 90 9000 — — — — — — — —

1008 20 00 9000 — — — — — — — —

1101 00 11 9000 — — — — — — — —

1101 00 15 9100 A00 0 0 0 0 -14,50 — —

1101 00 15 9130 A00 0 0 0 0 - 13,75 — —

1101 00 15 9150 A00 0 0 0 0 -12,50 — —

1101 00 15 9170 A00 0 0 0 0 -11,50 — —

1101 00 15 9180 A00 0 0 0 0 - 10,75 — —

1101 00 15 9190 — — — — — — — —

1101 00 90 9000 — — — — — — — —

1102 10 00 9500 A00 0 0 0 0 -35,60 — —

1102 10 00 9700 A00 0 0 0 0 -28,00 — —

1102 10 00 9900 — — — — — — — —

1103 11 10 9200 A00 0 0 0 0 — — —

1103 11 10 9400 A00 0 0 0 0 — — —

1103 11 10 9900 — — — — — — — —

1103 11 90 9200 A00 0 0 0 0 — — —

1103 11 90 9800 — — — — — — — —

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001,
S. 6) festgelegt.

Die übrigen Bestimmungen sind wie folgt festgelegt:
C03 Schweiz, Liechtenstein, Polen, Tschechische Republik, Slowakische Republik, Norwegen, Färöer-Inseln, Island, Russland, Belarus, Bosnien

und Herzegowina, Kroatien, Slowenien, Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens (mit Ausnahme von Slowenien, Kroatien sowie Bosnien und
Herzegowina), Albanien, Rumänien, Bulgarien, Armenien, Georgien, Aserbaidschan, Moldawien, Ukraine, Kasachstan, Kirgisistan, Usbekistan,
Tadschikistan, Turkmenistan, Marokko, Algerien, Tunesien, Libyen, Ägypten, Malta, Zypern und Türkei.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 421/2003 DER KOMMISSION
vom 6. März 2003

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 901/2002 einge-
reichten Angebote für die Ausfuhr von Gerste

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1163/2002 (4),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1324/2002 (5), insbe-
sondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung und/oder der Abgabe
bei der Ausfuhr von Gerste nach allen Drittländern mit
Ausnahme der Vereinigten Staaten, Kanadas, Estlands
und Lettlands wurde durch die Verordnung (EG) Nr.
901/2002 der Kommission (6), geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1230/2002 (7), eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, die auf die
Ausschreibung eingegangenen Angebote nicht zu
berücksichtigen.

(3) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung nicht angezeigt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Erstattung oder der
Abgabe bei der Ausfuhr von Gerste gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 901/2002 vom 28. Februar bis 6. März 2003 einge-
reichten Angebote werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 6. März 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 422/2003 DER KOMMISSION
vom 6. März 2003

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1582/2002 einge-
reichten Angebote für die Ausfuhr von Hafer

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1163/2002 (4),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1324/2002 (5), insbe-
sondere auf Artikel 4,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1582/2002 der Kommis-
sion vom 5. September 2002 über eine besondere Interventi-
onsmaßnahme für Getreide in Finnland und Schweden (6),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2329/2002 (7), insbe-
sondere auf Artikel 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung für die Ausfuhr aus
Finnland und Schweden von in diesen beiden Ländern
erzeugtem Hafer nach allen Drittländern wurde durch
die Verordnung (EG) Nr. 1582/2002 eröffnet.

(2) Nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1582/2002
kann die Kommission auf der Grundlage der einge-
reichten Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23
der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, der
Ausschreibung nicht stattzugeben.

(3) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung nicht angezeigt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Erstattung bei der
Ausfuhr von Hafer gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1582/2002
vom 28. Februar bis zum 6. März 2003 eingereichten Ange-
bote werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 6. März 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 423/2003 DER KOMMISSION
vom 6. März 2003

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 899/2002

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1163/2002 (4),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1324/2002 (5), insbe-
sondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Weichweizen nach allen Drittländern mit Ausnahme von
Polen, Estland, Litauen und Lettland wurde durch die
Verordnung (EG) Nr. 899/2002 der Kommission (6)
eröffnet, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2331/2002 (7).

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der

Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter
Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchsterstattung in Höhe des
in Artikel 1 genannten Betrags.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen wird
für die vom 28. Februar bis zum 6. März 2003 im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 899/2002
eingereichten Angebote auf 12,94 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 6. März 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 424/2003 DER KOMMISSION
vom 6. März 2003

zur Festsetzung der Höchstkürzung des Zolls bei der Einfuhr von Mais im Rahmen der Ausschrei-
bung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 256/2003

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung über die Höchstkürzung des Zolls
bei der Einfuhr von Mais aus Drittländern nach Spanien
wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 256/2003 der
Kommission (3) eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1839/95 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2235/2000 (5), kann die Kommission nach dem
Verfahren von Artikel 23 der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 über die Festsetzung einer Höchstkürzung des
Zolls bei der Einfuhr beschließen. Dabei ist insbesondere
den in den Artikeln 6 und 7 der Verordnung (EG) Nr.
1839/95 genannten Kriterien Rechnung zu tragen. Der
Zuschlag wird dem Bieter erteilt, dessen Angebot so
hoch wie die Höchstkürzung des Zolls bei der Einfuhr
oder niedriger ist.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchstkürzung des Zolls bei
der Einfuhr in Höhe des in Artikel 1 genannten Betrags.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchstkürzung des Zolls bei der Einfuhr von Mais für die
vom 28. Februar bis zum 6. März 2003 im Rahmen der
Verordnung (EG) Nr. 256/2003 eingereichten Angebote wird
auf 37,88 EUR/t festgelegt und gilt für eine Gesamt-
höchstmenge von 120 000 t.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 6. März 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 425/2003 DER KOMMISSION
vom 6. März 2003

zur Festsetzung der Höchstkürzung des Zolls bei der Einfuhr von Mais im Rahmen der Ausschrei-
bung gemäß Verordnung (EG) Nr. 60/2003

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung über die Höchstkürzung des Zolls
bei der Einfuhr von Mais nach Portugal aus Drittländern
wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 60/2003 der
Kommission (3) eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1839/95 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2235/2000 (5), kann die Kommission nach dem
Verfahren von Artikel 23 der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 über die Festsetzung einer Höchstkürzung des
Zolls bei der Einfuhr beschließen. Dabei ist insbesondere
den in Artikel 6 und 7 der Verordnung (EG) Nr. 1839/
95 genannten Kriterien Rechnung zu tragen. Der
Zuschlag wird dem Bieter erteilt, dessen Angebot so
hoch wie die Höchstkürzung des Zolls bei der Einfuhr
oder niedriger ist.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchstkürzung des Zolls bei
der Einfuhr in Höhe des in Artikel 1 genannten Betrags.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchstkürzung des Zolls bei der Einfuhr von Mais für die
vom 28. Februar bis zum 6. März 2003 im Rahmen der
Verordnung (EG) Nr. 60/2003 eingereichten Angebote wird auf
34,69 EUR/t festgelegt und gilt für eine Gesamthöchstmenge
von 21 738 t.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 6. März 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 426/2003 DER KOMMISSION
vom 6. März 2003

zur erneuten Zuteilung von Einfuhrrechten gemäß der Verordnung (EG) Nr. 995/2002 zur Eröff-
nung und Verwaltung eines Einfuhrzollkontingents für zur Verarbeitung bestimmtes gefrorenes

Rindfleisch

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 995/2002 der Kommis-
sion vom 11. Juni 2002 zur Eröffnung und Verwaltung eines
Einfuhrzollkontingents für zur Verarbeitung bestimmtes gefro-
renes Rindfleisch im Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni
2003 (1), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 995/2002 wird für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 ein Zollkontingent
für die Einfuhr von 50 700 Tonnen gefrorenem Rindfleisch zur
Verarbeitung eröffnet. Nach Artikel 6 der genannten Verord-
nung sind nicht wahrgenommene Mengen erneut zuzuteilen,
gegebenenfalls unter Berücksichtigung der zur Herstellung von
A- bzw. B-Erzeugnissen bis Ende Februar 2003 tatsächlich in
Anspruch genommenen Einfuhrrechte —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die in Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 995/
2002 genannten Mengen belaufen sich auf insgesamt 8 663,6
Tonnen.

(2) Gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 995/
2002 ergibt sich folgende Aufteilung:

— 5 200 Tonnen zur Herstellung von A-Erzeugnissen,

— 3 463,6 Tonnen zur Herstellung von B-Erzeugnissen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 6. März 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES
vom 16. Dezember 2002

zur Unterzeichnung und zum Abschluss eines Abkommens zwischen der Europäischen Gemein-
schaft und der Republik Türkei über Vorprodukte und chemische Stoffe, die häufig für die un-

erlaubte Herstellung von Suchtstoffen und psychotropen Substanzen verwendet werden

(2003/155/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133 in Verbindung mit
Artikel 300 Absatz 2 Satz 1 und Artikel 300 Absatz 4,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 5. April 2001 ermächtigte der Rat die Kommission
zur Aushandlung eines Abkommens mit der Türkei über
Vorprodukte und chemische Stoffe, die häufig für die
unerlaubte Herstellung von Suchtstoffen und psycho-
tropen Substanzen verwendet werden.

(2) Die Gemeinschaft sollte die Sendungen von Vorpro-
dukten in die Türkei stärker kontrollieren, weil diese
Waren in Form von Heroin oder anderen psychotropen
oder narkotischen Substanzen in die Gemeinschaft
zurückgelangen.

(3) Der Rat sollte die Kommission ermächtigen, im
Benehmen mit einem vom Rat eingesetzten Sonderaus-
schuss in den Fällen Änderungen im Namen der
Gemeinschaft zu genehmigen, in denen das Abkommen
ihre Annahme durch die Gemischte Follow-up-Gruppe
vorsieht. Diese Ermächtigung muss sich auf die
Änderung der Anhänge des Abkommens beschränken,
soweit diese Änderung Stoffe betrifft, die bereits von den
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften über Drogenstoffe
und chemische Stoffe erfasst sind.

(4) Das Abkommen sollte genehmigt werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und
der Republik Türkei über Vorprodukte und chemische Stoffe,
die häufig für die unerlaubte Herstellung von Suchtstoffen und
psychotropen Substanzen verwendet werden, wird im Namen
der Gemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Abkommens ist diesem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

(1) Die Gemeinschaft wird in der in Artikel 9 des Abkom-
mens vorgesehenen Gemischten Follow-up-Gruppe durch die
Kommission vertreten, die von den Vertretern der Mitglied-
staaten unterstützt wird.

(2) Die Kommission wird ermächtigt, Änderungen der
Anhänge des Abkommens, die von der Gemischten Follow-up-
Gruppe nach dem Verfahren in Artikel 10 des Abkommens
angenommen wurden, im Namen der Gemeinschaft zu geneh-
migen.

Die Kommission wird dabei durch einen vom Rat eingesetzten
Sonderausschuss unterstützt, der damit beauftragt ist, einen
gemeinsamen Standpunkt zu erstellen.

(3) Die Ermächtigung nach Artikel 2 beschränkt sich auf die
Stoffe, die bereits durch die einschlägigen Rechtsvorschriften
der Gemeinschaft über Drogengrundstoffe und chemische
Stoffe erfasst sind.

Artikel 3

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Personen zu
bestellen, die befugt sind, das Abkommen zu unterzeichnen.

Artikel 4

Der Präsident des Rates nimmt im Namen der Gemeinschaft
den in Artikel 12 des Abkommens vorgesehenen Austausch der
Urkunden vor (1).
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Artikel 5

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 16. Dezember 2002.

Im Namen des Rates

Die Präsidentin
M. FISCHER BOEL
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ABKOMMEN

zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Türkei über Vorprodukte und chemi-
sche Stoffe, die häufig für die unerlaubte Herstellung von Suchtstoffen und psychotropen

Substanzen verwendet werden

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT, im Folgenden „Gemeinschaft“ genannt,

einerseits und

DER REPUBLIK TÜRKEI, im Folgenden „Türkei“ genannt,

andererseits,

beide im Folgenden „Vertragsparteien“ genannt,

IM RAHMEN des am 20. Dezember 1988 in Wien unterzeichneten Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen den
unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und psychotropen Substanzen, im Folgenden „Übereinkommen von 1988“
genannt;

ENTSCHLOSSEN, die unerlaubte Herstellung von Suchtstoffen und psychotropen Substanzen zu verhindern und zu
bekämpfen, indem das Abzweigen von Vorprodukten und chemischen Stoffen, die häufig zu diesem Zweck verwendet
werden, verhindert wird;

IN KENNTNIS des Artikels 12 des Übereinkommens von 1988;

IN KENNTNIS des Abschlussberichts der Arbeitsgruppe Chemie, den die G7 auf dem Wirtschaftsgipfel von London am
15. Juli 1991 gebilligt hat, und in Übereinstimmung mit der Empfehlung, die internationale Zusammenarbeit durch den
Abschluss bilateraler Abkommen zwischen den Regionen und Ländern zu intensivieren, die von der Ausfuhr, der Einfuhr
und dem Transit dieser Stoffe betroffen sind;

ÜBERZEUGT, dass der internationale Handel zur Abzweigung der fraglichen Erzeugnisse missbraucht werden kann und
dass es notwendig ist, zwischen den betroffenen Regionen umfassende Kooperationsabkommen zu schließen und durch-
zuführen, durch die insbesondere die Ausfuhr- und Einfuhrkontrollen miteinander verknüpft werden;

UNTER BEKRÄFTIGUNG ihrer gemeinsamen Verpflichtung, Mechanismen für die Unterstützung und Zusammenarbeit
zwischen der Türkei und der Gemeinschaft zu schaffen, insbesondere angesichts des Beschlusses von Helsinki, in dem
die Türkei als ein Bewerberland anerkannt wurde, um gemäß den auf internationaler Ebene beschlossenen Leitlinien und
Maßnahmen die Abzweigung kontrollierter Stoffe zu unerlaubten Zwecken zu bekämpfen;

ANGESICHTS DESSEN, dass diese chemischen Stoffe in erster Linie und weithin auch zu erlaubten Zwecken verwendet
werden und der internationale Handel nicht durch übermäßige Überwachungsverfahren behindert werden darf —

HABEN BESCHLOSSEN, ein Abkommen zu schließen, um die Abzweigung von Vorprodukten und chemischen Stoffen,
die häufig für die unerlaubte Herstellung von Suchtstoffen und psychotropen Substanzen verwendet werden, zu verhin-
dern, und haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT:

DIE REPUBLIK TÜRKEI:

DIESE SIND nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten

WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Geltungsbereich des Abkommens

(1) Dieses Abkommen legt Maßnahmen zur Verstärkung der
Verwaltungszusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien
fest, um unbeschadet der Anerkennung der legitimen Interessen
von Handel und Industrie die Abzweigung von kontrollierten
Stoffen zu verhindern, die häufig für die unerlaubte Herstellung
von Suchtstoffen und psychotropen Substanzen verwendet
werden.

(2) Zu diesem Zweck unterstützen die Vertragsparteien
einander nach Maßgabe dieses Abkommens, insbesondere
durch

— Überwachung des zwischen ihnen stattfindenden Handels
mit den in Absatz 3 aufgeführten Stoffen, um deren
Abzweigung zu unerlaubten Zwecken zu verhindern,

— Amtshilfe, um die ordnungsgemäße Anwendung der jewei-
ligen Rechtsbestimmungen über die Überwachung des
Handels mit diesen Stoffen zu gewährleisten.

(3) Unbeschadet etwaiger Änderungen, die durch die in
Artikel 9 vorgesehene Gemischte Follow-up-Gruppe
beschlossen werden, gilt dieses Abkommen für die chemischen
Stoffe, die im Anhang zum Übereinkommen von 1988 in
seiner geänderten Fassung aufgeführt sind, im Folgenden als
„kontrollierte Stoffe“ bezeichnet.

Artikel 2

Überwachung des Handels

(1) Die Vertragsparteien konsultieren und unterrichten
einander von sich aus im Fall des Verdachts, dass kontrollierte
Stoffe für die unerlaubte Herstellung von Suchtstoffen oder
psychotropen Substanzen abgezweigt werden, insbesondere bei
Sendungen, die ungewöhnlichen Umfang aufweisen oder unter
ungewöhnlichen Bedingungen stattfinden.
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(2) Bei den in Anhang A dieses Abkommens aufgeführten
kontrollierten Stoffen übermittelt die zuständige Behörde der
ausführenden Vertragspartei der zuständigen Behörde der
einführenden Vertragspartei zum Zeitpunkt der Ausstellung der
Ausfuhrgenehmigung und vor Abgang der Sendung eine Kopie
dieser Ausfuhrgenehmigung. Eine spezielle Unterrichtung findet
in den Fällen statt, in denen das betreffende Unternehmen im
Ausfuhrland über eine offene Einzelgenehmigung verfügt, die
für mehrere Ausfuhrvorgänge gilt.

(3) Bei den in Anhang B dieses Abkommens aufgeführten
kontrollierten Stoffen übermittelt die zuständige Behörde der
ausführenden Vertragspartei der zuständigen Behörde der
einführenden Vertragspartei eine Kopie der Ausfuhrgenehmi-
gung, und die Ausfuhr wird nur nach Zustimmung der einfüh-
renden Vertragspartei genehmigt.

(4) Die Vertragsparteien verpflichten sich, einander so rasch
wie möglich über jegliche aufgrund dieses Artikels gelieferten
Auskünfte oder beantragten Maßnahmen zu unterrichten.

(5) Bei der Anwendung der vorstehend genannten Überwa-
chungsmaßnahmen werden die legitimen Interessen des
Handels gebührend berücksichtigt. Insbesondere muss in den
Fällen nach Absatz 3 die Antwort der einführenden Vertrags-
partei innerhalb von 15 Arbeitstagen nach Eingang der Benach-
richtigung seitens der ausführenden Vertragspartei erteilt
werden. Liegt nach Ablauf dieser Frist keine Antwort vor, so
gilt die Einfuhrgenehmigung als erteilt. Wird die Einfuhrgeneh-
migung verweigert, so ist dies der ausführenden Vertragspartei
innerhalb der genannten Frist unter Darlegung der Gründe
schriftlich mitzuteilen.

Artikel 3

Aussetzung der Sendungen

(1) Unbeschadet etwaiger technischer Vollzugsmaßnahmen
werden die Sendungen ausgesetzt, wenn nach Auffassung einer
der beiden Vertragsparteien der begründete Verdacht besteht,
dass kontrollierte Stoffe für die unerlaubte Herstellung von
Suchtstoffen oder psychotropen Substanzen abgezweigt werden
könnten oder wenn in Fällen nach Artikel 2 Absatz 3 die
einführende Vertragspartei die Aussetzung beantragt.

(2) Im Rahmen ihrer Zusammenarbeit unterrichten die
Vertragsparteien einander umfassend über den Verdacht von
Abzweigungen.

Artikel 4

Gegenseitige Amtshilfe

(1) Die Vertragsparteien erteilen einander von sich aus oder
auf Ersuchen alle erforderlichen Auskünfte, um die Abzweigung
kontrollierter Stoffe für die unerlaubte Herstellung von Sucht-
stoffen oder psychotropen Substanzen zu verhindern, und

stellen bei Verdacht von Abzweigungen Ermittlungen an. Gege-
benenfalls ergreifen sie geeignete vorsorgliche Maßnahmen, um
Abzweigungen zu verhindern.

(2) Auskunftsersuchen oder Ersuchen um vorsorgliche
Maßnahmen werden so bald wie möglich beantwortet.

(3) Die Erledigung von Amtshilfeersuchen erfolgt nach
Maßgabe der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
ersuchten Vertragspartei.

(4) Ordnungsgemäß bevollmächtigte Beamte der einen
Vertragspartei können mit Zustimmung der anderen Vertrags-
partei und nach deren Bedingungen bei auf deren Gebiet durch-
geführten Ermittlungen zugegen sein.

(5) Die Vertragsparteien leisten einander Amtshilfe, um die
Beibringung von Beweismitteln zu erleichtern.

(6) Die Amtshilfe nach diesem Artikel berührt weder die
Bestimmungen über die gegenseitige Rechtshilfe in Strafsachen,
noch betrifft sie Erkenntnisse, die bei der Ausübung von Befug-
nissen auf Antrag der Justizbehörden gewonnen werden, es sei
denn, die Weitergabe dieser Erkenntnisse wird von den betref-
fenden Behörden genehmigt.

(7) Es kann um Auskunft über chemische Stoffe ersucht
werden, die häufig für die unerlaubte Herstellung von Sucht-
stoffen oder psychotropen Substanzen verwendet werden, aber
nicht zum Anwendungsbereich dieses Abkommens gehören.

Artikel 5

Informationsaustausch und Datenschutz

(1) Alle nach diesem Abkommen erteilten Auskünfte sind je
nach den Vorschriften der jeweiligen Vertragspartei vertraulich
oder nur für den Dienstgebrauch bestimmt, gleichgültig, in
welcher Form sie erteilt werden. Sie unterliegen dem Dienstge-
heimnis und genießen den für vergleichbare Auskünfte vorgese-
henen Schutz sowohl der einschlägigen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Vertragspartei, die sie erhalten hat, als
auch der entsprechenden für die Gemeinschaftsstellen geltenden
Vorschriften.

(2) Personenbezogene Daten, d. h. sämtliche sich auf eine
bestimmte oder bestimmbare Person beziehende Auskünfte,
dürfen nur dann ausgetauscht werden, wenn die Vertragspartei,
die die Daten gegebenenfalls empfängt, sich verpflichtet, einen
Datenschutz zu gewährleisten, der dem in dem betreffenden
Fall von der übermittelnden Vertragspartei zu gewährleistenden
Datenschutz mindestens gleichwertig ist. Zu diesem Zweck
übermitteln die Vertragsparteien einander Informationen über
ihre anwendbaren Vorschriften, gegebenenfalls einschließlich
der in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft geltenden Rechts-
vorschriften.
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(3) Werden die nach diesem Abkommen erlangten
Auskünfte im Rahmen von Rechts- oder Verwaltungsverfahren
verwendet, die wegen Verstößen gegen die Rechtsbestim-
mungen über kontrollierte Substanzen gemäß Artikel 3 einge-
leitet werden, so gelten sie als für die Zwecke dieses Abkom-
mens verwendet. Die Vertragsparteien können daher die nach
diesem Abkommen erhaltenen Auskünfte und eingesehenen
Schriftstücke als Beweismittel in Protokollen, in Berichten und
für Zeugenvernehmungen sowie in Gerichtsverfahren und in
Schriftsätzen an Gerichte verwenden. Die zuständige Behörde,
die die betreffende Auskunft erteilt oder Einsicht in die betref-
fenden Schriftstücke gewährt hat, ist unverzüglich über eine
solche Verwendung zu unterrichten.

(4) Die erlangten Auskünfte dürfen nur für die Zwecke
dieses Abkommens verwendet werden. Will eine Vertragspartei
die Auskünfte für andere Zwecke verwenden, so hat sie zuvor
die schriftliche Zustimmung der Behörde einzuholen, die die
Auskunft erteilt hat. Die Verwendung unterliegt den von dieser
Behörde auferlegten Beschränkungen.

Artikel 6

Ausnahmen von der Verpflichtung zur Amtshilfe

(1) Die Amtshilfe kann abgelehnt oder von bestimmten
Bedingungen abhängig gemacht werden, wenn nach Auffassung
einer Vertragspartei durch die Amtshilfe nach diesem
Abkommen

a) die Souveränität der Türkei oder eines Mitgliedstaats der
Gemeinschaft, der nach diesem Protokoll um Amtshilfe
ersucht wurde, beeinträchtigt werden könnte oder

b) die öffentliche Ordnung, Sicherheit oder andere wesentliche
Interessen beeinträchtigt werden könnten, insbesondere in
den in Artikel 5 Absatz 2 genannten Fällen, oder

c) ein Betriebs-, Geschäfts- oder Berufsgeheimnis verletzt
würde.

(2) Die Amtshilfe kann von der ersuchten Behörde mit der
Begründung zurückgestellt werden, dass sie laufende Untersu-
chungen, Strafverfahren oder sonstige Verfahren beein-
trächtigen würde. In diesem Fall berät sich die ersuchte Behörde
mit der ersuchenden Behörde, um zu entscheiden, ob die Amts-
hilfe unter bestimmten von der ersuchten Behörde festgelegten
Voraussetzungen oder Bedingungen geleistet werden kann.

(3) Ersucht eine Behörde um Amtshilfe, die sie selbst im Fall
eines vergleichbaren Ersuchens nicht leisten könnte, so weist
sie in ihrem Ersuchen auf diesen Umstand hin. Die Erledigung
eines derartigen Ersuchens steht dann im Ermessen der
ersuchten Behörde.

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 muss die Entscheidung
der ersuchten Behörde der ersuchenden Behörde unter Angabe
der Gründe unverzüglich mitgeteilt werden.

Artikel 7

Technische und wissenschaftliche Zusammenarbeit

Die Vertragsparteien arbeiten bei der Aufdeckung neuer
Abzweigungsmethoden und der Entwicklung geeigneter Gegen-
maßnahmen zusammen; dabei sollen unter anderem im

Rahmen der technischen Zusammenarbeit die Verwaltungs-
und Vollzugsstrukturen in diesem Bereich gestärkt und die
Zusammenarbeit mit Handel und Industrie gefördert werden.
Diese technische Zusammenarbeit kann insbesondere Ausbil-
dungsmaßnahmen und Austauschprogramme für die beteiligten
Beamten betreffen.

Artikel 8

Durchführungsmaßnahmen

(1) Jede Vertragspartei benennt eine oder mehrere für die
Koordinierung der Durchführung dieses Abkommens
zuständige Behörde(n). Für die Zwecke dieses Abkommens
nehmen diese Behörden unmittelbar miteinander Kontakt auf.

(2) Die Vertragsparteien konsultieren und unterrichten
einander über die Einzelheiten der Bestimmungen, die sie
gemäß diesem Abkommen erlassen.

Artikel 9

Gemischte Follow-up-Gruppe

(1) Es wird eine Gemischte Follow-up-Gruppe für die
Kontrolle der Vorprodukte und chemischen Stoffe, im
folgenden „Gemischte Follow-up-Gruppe“ genannt, eingesetzt,
in der alle Vertragsparteien vertreten sind.

(2) Die Gemischte Follow-up-Gruppe wird im gegenseitigen
Einvernehmen tätig. Sie gibt sich eine Geschäftsordnung,

(3) Die Gemischte Follow-up-Gruppe tritt gewöhnlich
einmal jährlich zusammen, wobei der Zeitpunkt, der Ort und
die Tagesordnung einvernehmlich festgelegt werden.

Außerordentliche Sitzungen der Gemischten Follow-up-Gruppe
können mit Zustimmung aller Vertragsparteien einberufen
werden.

Artikel 10

Rolle der Gemischten Follow-up-Gruppe

(1) Die Gemischte Follow-up-Gruppe verwaltet dieses
Abkommen und gewährleistet seine ordnungsgemäße Anwen-
dung. Zu diesem Zweck

— prüft und entwickelt sie die für die reibungslose Umsetzung
dieses Abkommens erforderlichen Modalitäten;

— wird sie von den Vertragsparteien regelmäßig über ihre
Erfahrungen bei der Anwendung des Abkommens unter-
richtet;

— beschließt sie über die in Absatz 2 genannten Fälle;

— gibt sie zu den in Absatz 3 genannten Fällen Empfehlungen
ab;

— prüft und entwickelt sie Maßnahmen für die technische
Zusammenarbeit nach Artikel 7;

— prüft und entwickelt sie andere mögliche Formen der
Zusammenarbeit bei Angelegenheiten im Zusammenhang
mit Vorprodukten und chemischen Stoffen.
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(2) Die Gemischte Follow-up-Gruppe beschließt einvernehm-
lich über Änderungen der Anhänge A und B.

Die Vertragsparteien führen diese Beschlüsse im Einklang mit
ihren jeweiligen Rechtsvorschriften durch.

Stimmt der Vertreter einer Vertragspartei in der Gemischten
Follow-up-Gruppe einem Beschluss vorbehaltlich des
Abschlusses der erforderlichen Verfahren zu, so tritt der
Beschluss, sofern darin kein Zeitpunkt angegeben ist, am ersten
Tag des zweiten Monats nach der Notifizierung des Abschlusses
der betreffenden Verfahren in Kraft.

(3) Die Gemischte Follow-up-Gruppe empfiehlt den
Vertragsparteien

a) Änderungen dieses Abkommens;

b) sonstige für die Anwendung dieses Abkommens erforder-
liche Maßnahmen.

Artikel 11

Verpflichtungen aus anderen Übereinkünften

(1) Unter Berücksichtigung der Zuständigkeiten der Europäi-
schen Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten

— lässt dieses Abkommen die Verpflichtungen der Vertrags-
parteien aus anderen internationalen Übereinkünften unbe-
rührt;

— gilt dieses Abkommen als Ergänzung zu den Abkommen
über kontrollierte Stoffe, die einzelne Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft und die Türkei geschlossen haben oder gege-
benenfalls schließen werden;

— lässt dieses Abkommen die Gemeinschaftsvorschriften über
den Austausch von nach diesem Abkommen erhaltenen
Auskünften, die für die Gemeinschaft von Interesse sein
könnten, zwischen den zuständigen Dienststellen der
Kommission der Europäischen Gemeinschaften und den
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten unberührt.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 gehen die Bestimmungen
dieses Abkommens den Bestimmungen bilateraler Abkommen
über kontrollierte Stoffe, die zwischen einzelnen Mitgliedstaaten
und der Türkei geschlossen worden sind oder geschlossen
werden, vor, soweit letztere mit den Bestimmungen dieses
Abkommens unvereinbar sind.

(3) Zu Fragen, die die Anwendbarkeit dieses Abkommens
betreffen, halten die Vertragsparteien Beratungen ab, um die
Angelegenheit im Rahmen der Gemischten Follow-up-Gruppe
zu klären.

(4) Die Vertragsparteien unterrichten einander ferner über
alle Maßnahmen, die sie mit anderen Ländern auf dem Gebiet
der kontrollierten Stoffe vereinbaren.

Artikel 12

Inkrafttreten

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats in
Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die Vertragsparteien ihre
Ratifizierungs-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden
entsprechend den für die jeweilige Vertragspartei geltenden
Bestimmungen ausgetauscht haben.

Artikel 13

Geltungsdauer und Kündigung

(1) Dieses Abkommen wird für einen Zeitraum von fünf
Jahren geschlossen und danach, soweit nichts anderen
bestimmt wurde, stillschweigend jeweils um weitere fünf Jahre
verlängert. Mit dem Beitritt der Türkei zur Europäischen Union
endet die Geltungsdauer dieses Abkommens.

(2) Dieses Abkommen kann im gegenseitigen Einvernehmen
der Vertragsparteien geändert werden.

(3) Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen mit einer
Frist von zwölf Monaten gegenüber der anderen Vertragspartei
schriftlich kündigen.

Artikel 14

Verbindliche Wortlaute

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in dänischer, deut-
scher, englischer, finnischer, französischer, griechischer, italieni-
scher, niederländischer, portugiesischer, schwedischer, spani-
scher und türkischer Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut
gleichermaßen verbindlich ist; es wird im Archiv des Generalse-
kretariats des Rates der Europäischen Union hinterlegt; dieses
übermittelt jeder Vertragspartei eine beglaubigte Abschrift.
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Hecho en Bruselas, el veintiséis de febrero de dos mil tres.

Udfærdiget i Bruxelles den seksogtyvende februar to tusind og tre.

Geschehen zu Brüssel am sechsundzwanzigsten Februar zweitausendunddrei.

Έγινε στις Βρυξέλλες, στις είκοσι έξι Φεβρουαρίου δύο χιλιάδες τρία.

Done at Brussels on the twenty-sixth day of February in the year two thousand and three.

Fait à Bruxelles, le vingt-six février deux mille trois.

Fatto a Bruxelles, addì ventisei febbraio duemilatre.

Gedaan te Brussel, de zesentwintigste februari tweeduizenddrie.

Feito em Bruxelas, em vinte e seis de Fevereiro de dois mil e três.

Tehty Brysselissä kahdentenakymmenentenäkuudentena päivänä helmikuuta vuonna kaksituhattakolme.

Som skedde i Bryssel den tjugosjätte februari tjugohundratre.

26 Şubat 2003 tarihinde Brüksel'de akdedilmiştir.

Por la Comunidad Europea

For Det Europæiske Fællesskab

Für die Europäische Gemeinschaft

Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα

For the European Community

Pour la Communauté européenne

Per la Comunità europea

Voor de Europese Gemeenschap

Pela Comunidade Europeia

Euroopan yhteisön puolesta

På Europeiska gemenskapens vägnar

Türkiye Cumhuriyeti adına
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ANHANG A

Stoffe, die den Maßnahmen nach Artikel 2 Absatz 2 unterliegen

Aceton

Anthranilsäure

Ethylether

Salzsäure

Methylethylketon

Phenylessigsäure

Piperidin

Schwefelsäure

Toluol
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ANHANG B

Stoffe, die den Maßnahmen nach Artikel 2 Absatz 3 unterliegen

N-Acetylanthranilsäure

Essigsäureanhydrid

Ephedrin

Ergometrin

Ergotamin

Isosafrol

Lysergsäure

3,4-(Methylendioxy)phenylpropan-2-on

Norephedrin

1-Phenyl-2-Propanon

Piperonal

Kaliumpermanganat

Pseudoephedrin

Safrol

Bemerkung: Gegebenenfalls müssen in der Liste stets auch die Salze der Stoffe angegeben werden.



KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 6. März 2003

zur Änderung der Entscheidung 2003/153/EG hinsichtlich der Maßnahmen zum Schutz gegen die
Geflügelpest in den Niederlanden

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 767)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2003/156/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni
zur Regelung der veterinärrechtlichen und tierzüchterischen
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel mit lebenden
Tieren und Erzeugnissen im Hinblick auf den Binnenmarkt (1),
zuletzt geändert durch die Richtlinie 2002/33/EG des Rates (2),
insbesondere auf Artikel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Niederlande haben mehrere Ausbrüche von Geflü-
gelpest mitgeteilt.

(2) Angesichts der hohen Mortalität und der schnellen
Verschleppung der Seuche haben die Niederlande unver-
züglich Maßnahmen im Sinne der Richtlinie 92/40/EWG
mit Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämpfung der
Geflügelpest (3) getroffen. Darüber hinaus wurde jede
Verbringung von lebendem Geflügel und Bruteiern
innerhalb der Niederlande und ihre Versendung in
andere Mitgliedstaaten und Drittländer verboten.

(3) Aus Gründen der Klarheit und Transparenz hat die
Kommission in Zusammenarbeit mit den niederländi-
schen Behörden die Entscheidung 2003/153/EG (4)
erlassen, um die von den Niederlanden bereits getrof-
fenen Maßnahmen zu verstärken und für Verbringungen
von Schlachtgeflügel und Eintagsküken innerhalb der
Niederlande eine Ausnahme zu gewähren.

(4) Die Schutzmaßnahmen gemäß der Entscheidung 2003/
153/EG werden je nach Entwicklung der Seuchenlage
verlängert.

(5) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) In Artikel 2 der Entscheidung 2003/153/EG werden die
Worte „6. März 2003 um Mitternacht“ durch die Worte „13.
März 2003 um 12.00 Uhr“ ersetzt.

(2) Artikel 3 erhält folgende Fassung:

„Die Mitgliedstaaten ändern ihre Handelsvorschriften, um
sie mit dieser Entscheidung in Einklang zu bringen und
geben diese Vorschriften unverzüglich auf angemessene
Weise öffentlich bekannt. Sie setzen die Kommission unver-
züglich davon in Kenntnis.“

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 6. März 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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(In Anwendung von Titel V des Vertrages über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

BESCHLUSS 2003/157/GASP DES RATES
vom 19. Dezember 2002

betreffend den Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen Union und der Republik
Polen über die Beteiligung dieses Staates an der Polizeimission der Europäischen Union (EUPM) in

Bosnien und Herzegowina

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 24,

gestützt auf die Empfehlung des Vorsitzes,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 11. März 2002 die Gemeinsame Aktion
2002/210/GASP über die Polizeimission der Europäi-
schen Union (1) angenommen.

(2) In Artikel 8 Absatz 3 dieser Gemeinsamen Aktion ist
vorgesehen, dass zur Regelung der Beteiligung von Dritt-
staaten an der EUPM im Einzelnen Übereinkünfte nach
Artikel 24 des Vertrags über die Europäische Union zu
schließen sind.

(3) Entsprechend dem Beschluss des Rates vom 14. Oktober
2002 zur Ermächtigung des Vorsitzes, Verhandlungen
zu eröffnen, hat der Vorsitz mit der Republik Polen ein
Abkommen über ihre Beteiligung an der EUPM ausge-
handelt.

(4) Dieses Abkommen sollte genehmigt werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Abkommen zwischen der Europäischen Union und der
Republik Polen über die Beteiligung dieses Staates an der Poli-
zeimission der Europäischen Union (EUPM) in Bosnien und
Herzegowina wird hiermit im Namen der Europäischen
Gemeinschaft gebilligt.

Der Wortlaut dieses Abkommens ist diesem Beschluss beige-
fügt.

Artikel 2

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu
bestellen, die befugt ist (sind), dieses Abkommen rechtsverbind-
lich für die Europäische Union zu unterzeichnen.

Artikel 3

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union
veröffentlicht.

Artikel 4

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 19. Dezember 2002.

Im Namen des Rates

Die Präsidentin
L. ESPERSEN
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ÜBERSETZUNG

ABKOMMEN

zwischen der Europäischen Union und der Republik Polen über die Beteiligung der Republik Polen
an der Polizeimission der Europäischen Union (EUPM) in Bosnien und Herzegowina

DIE EUROPÄISCHE UNION

einerseits und

DIE REPUBLIK POLEN

andererseits,

gemeinsam nachstehend „teilnehmende Parteien“ genannt —

IN DER ERWÄGUNG, DASS

— die Internationale Polizeieinsatztruppe (IPTF) der Vereinten Nationen seit 1996 in Bosnien und Herzegowina präsent
ist und die Europäische Union angeboten hat, ab 1. Januar 2003 die Folgemission zur Mission der IPTF in Bosnien
und Herzegowina sicherzustellen,

— Bosnien und Herzegowina mit Briefwechsel vom 2. und 4. März 2002 dieses Angebot angenommen hat, das unter
anderem vorsieht, dass das EUPM-Planungsteam den selben Status erhalten soll, den die Mitglieder der Überwa-
chungsmission der Europäischen Union (EUMM) in Bosnien und Herzegowina derzeit genießen,

— der Rat der Europäischen Union am 11. März 2002 die Gemeinsame Aktion 2002/210/GASP über die Polizeimis-
sion der Europäischen Union (1) angenommen hat, in der die nicht der EU angehörenden europäischen NATO-
Mitglieder und andere Staaten, die sich um den Beitritt zur Union bewerben, sowie andere, nicht der EU ange-
hörende OSZE-Mitgliedstaaten, die gegenwärtig Personal für die IPTF bereitstellen, eingeladen werden, Beiträge zur
EUPM zu leisten,

— am 4. Oktober 2002 ein Abkommen zwischen der EU und Bosnien und Herzegowina über die Tätigkeiten der
EUPM in Bosnien und Herzegowina (2) geschlossen wurde, in dem auch der Status des EUPM-Personals geregelt
ist —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Rahmen

Die Republik Polen schließt sich der vom Rat der Europäischen Union am 11. März 2002 angenommenen
Gemeinsamen Aktion 2002/210/GASP über die Polizeimission der Europäischen Union (EUPM) in Bosnien
und Herzegowina einschließlich des Anhangs betreffend den Auftrag für die EUPM gemäß den nachste-
henden Artikeln an.

Artikel 2

Zur EUPM abgeordnetes Personal

(1) Die Republik Polen leistet einen Beitrag zur EUPM durch die Abordnung von zwölf Polizeibeamten.
Dieses Personal sollte für mindestens ein Jahr abgeordnet werden, wobei auf eine angemessene Rotation zu
achten ist.

(2) Die Republik Polen sorgt dafür, dass das zur EUPM abgeordnete Personal seinen Auftrag im Einklang
mit den Bestimmungen der Gemeinsamen Aktion 2002/210/GASP durchführt.

(3) Die Republik Polen unterrichtet die EUPM und das Generalsekretariat des Rates der Europäischen
Union rechtzeitig über jede Änderung ihres Beitrags zur EUPM.
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(4) Das zur EUPM abgeordnete Personal wird einer umfassenden ärztlichen Untersuchung unterzogen
und erhält die erforderlichen Impfungen; seine Tauglichkeit ist von einer hierzu befugten Behörde der
Republik Polen zu bescheinigen. Das zur EUPM abgeordnete Personal führt eine Abschrift der ärztlichen
Tauglichkeitsbescheinigung mit sich.

(5) Die Republik Polen trägt die Kosten für die Entsendung der von ihr abgeordneten Polizeibeamten
und/oder des von ihr abgeordneten internationalen Zivilpersonals, einschließlich der Gehälter, Vergü-
tungen, Krankheitskosten, Versicherungen und Kosten der Reisen nach und aus Bosnien und Herzegowina.

Artikel 3

Status des zur EUPM abgeordneten Personals

(1) Das von der Republik Polen zur EUPM abgeordnete Personal fällt bis zum 31. Dezember 2002 unter
das für das EUPM-Planungsteam geltende Abkommen und ab 1. Januar 2003 unter das Abkommen
zwischen der Europäischen Union und Bosnien und Herzegowina vom 4. Oktober 2002 über die Tätig-
keiten der EUPM in Bosnien und Herzegowina.

(2) Die Republik Polen ist für Ansprüche im Zusammenhang mit der Abordnung eines Mitglieds des
EUPM-Personals zuständig, die von einem Mitglied des Personals oder bezüglich eines Mitglieds des Perso-
nals erhoben werden. Für die Erhebung von Klagen gegen die abgeordnete Person ist die Republik Polen
zuständig.

(3) Die EUPM ist eine unbewaffnete Mission und hat als solche keine Einsatzregeln.

(4) Die abgeordneten Polizeibeamten tragen im Dienst ihre nationalen Polizeiuniformen. Baretts und
Abzeichen werden von der EUPM zur Verfügung gestellt.

Artikel 4

Befehlskette

(1) Der Beitrag der Republik Polen zur EUPM erfolgt unbeschadet der Beschlussfassungsautonomie der
Union. Bei der Erfüllung seiner Aufgaben und in seinem Verhalten lässt sich das von der Republik Polen
abgeordnete Personal von den Interessen der EUPM leiten.

(2) Alle Mitglieder des EUPM-Personals unterstehen weiterhin der jeweiligen nationalen Behörde.

(3) Die nationalen Behörden übertragen dem Leiter der Mission/Polizeichef der EUPM die Einsatzleitung
(OPCOM), der diese Leitung über eine hierarchische Struktur ausübt.

(4) Der Leiter der Mission/Polizeichef leitet die EUPM und führt die laufenden Geschäfte.

(5) Die Republik Polen hat gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Gemeinsamen Aktion 2002/210/GASP
hinsichtlich der laufenden Durchführung des Einsatzes dieselben Rechte und Pflichten wie die an dem
Einsatz beteiligten EU-Mitgliedstaaten. Dies gilt für die Durchführung der üblichen Einsatzaufgaben vor
Ort, auch im Hauptquartier der Polizeimission.

(6) Der Leiter der Mission/Polizeichef der EUPM übt die Disziplinargewalt über das EUPM-Personal aus.
Gegebenenfalls liegt die Zuständigkeit für Disziplinarmaßnahmen bei der jeweiligen nationalen Behörde.

(7) Zur Vertretung seines nationalen Kontingents im Rahmen der Mission ernennt die Republik Polen
einen nationalen Kontingentsleiter (NPC). Die NPC berichten dem Leiter der Mission/Polizeichef der EUPM
über nationale Angelegenheiten und sind für die laufende Aufrechterhaltung der Disziplin in ihrem Kontin-
gent zuständig.

(8) Die Europäische Union beschließt die Beendigung des Einsatzes erst nach Anhörung der Republik
Polen, sofern dieser Staat zum Zeitpunkt der Beendigung der Mission noch stets einen Beitrag zur EUPM
leistet.

Artikel 5

Verschlusssachen

Die Republik Polen trifft geeignete Maßnahmen, um sicherzustellen, dass das zur EUPM abgeordnete
Personal beim Umgang mit EU-Verschlusssachen die im Beschluss 2001/264/EG des Rates vom 19. März
2001 (1) festgelegten Sicherheitsvorschriften des Rates der Europäischen Union einhält.
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Artikel 6

Beiträge zu den laufenden Ausgaben

(1) Die Republik Polen stellt jedes Jahr 25 000 EUR zur Deckung der laufenden Ausgaben der EUPM
bereit. Die Republik Polen erwägt unter Berücksichtigung ihrer Mittel und ihres Beteiligungsgrades die frei-
willige Bereitstellung zusätzlicher Beiträge.

(2) Der Leiter der Mission/Polizeichef der EUPM und die zuständigen Verwaltungsdienststellen der Repu-
blik Polen unterzeichnen eine Vereinbarung über die Beiträge der Republik Polen zu den laufenden
Ausgaben der EUPM. In dieser Vereinbarung wird Folgendes festgehalten:

a) die Höhe des betreffenden Beitrags, einschließlich eventueller freiwilliger Beiträge;

b) die Modalitäten der Zahlung und Verwaltung des betreffenden Betrags;

c) gegebenenfalls die vereinbarten Kontroll- und Prüfverfahren für den betreffenden Betrag.

(3) Die Republik Polen unterrichtet die EUPM und das Generalsekretariat des Rates der Europäischen
Union zum 15. November 2002 und in den Folgejahren zum 1. November förmlich über den Gesamtbe-
trag seiner Beteiligung an den laufenden Ausgaben und schließt die finanzielle Vereinbarung zum 15.
Dezember jedes Jahres ab.

(4) Die Beiträge der Republik Polen zu den laufenden Kosten der EUPM werden zum 31. März jedes
Jahres auf ein diesem Staat mitzuteilendes Bankkonto eingezahlt.

Artikel 7

Nichterfüllung der Verpflichtungen

Erfüllt eine der teilnehmenden Parteien eine der ihr aufgrund der vorhergehenden Artikel obliegenden
Verpflichtungen nicht, so kann die andere Partei das Abkommen schriftlich kündigen; die Kündigungsfrist
beträgt zwei Monate.

Artikel 8

Inkrafttreten

Dieses Abkommen tritt mit seiner Unterzeichnung in Kraft. Es bleibt in Kraft, solange die Republik Polen
ihren Beitrag zur EUPM leistet.

Geschehen zu Brüssel am 24. Februar 2003, in englischer Sprache in vier Ausfertigungen.

Für die Europäische Union Für die Republik Polen
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